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Otto G. Mayer

Carters 
Alleingang

Es ist nicht das erste Mal, daß 
die Welt und die Verbünde­

ten Amerikas durch eine gewis­
se Sprunghaftigkeit Carterscher 
Politik verunsichert werden. 
Kaum für die Absicht gelobt, 
die US-ölpreise endlich dem 
Weltmarktniveau schrittweise 
anzupassen, überraschte seine 
Administration mit einer Sub­
vention von 5 $ pro importier­
tem Barrel Diesel und leichtem 
Heizöl, um die US-Gesellschaf- 
ten zu zusätzlichen Importen bis 
zu 150000 Barrel pro Tag anzu­
regen.

Nun muß die auf die Zeit vom
1. Mai bis 31. August befristete 
Ölimportsubvention nicht unbe­
dingt eine Kehrtwendung der 
Carterschen Energiepolitik be­
deuten. Einer konsequenten 
Verfolgung des strategischen 
Ziels der Energieeinsparung ste­
hen offenbar taktische Überle­

gungen entgegen: Der vergan­
gene strenge Winter legte Eng­
pässe in der Energieversorgung 
offen und ließ die Vorräte auf 
ein gefährlich niedriges Niveau 
absinken. Und einen neuen pro­
blembeladenen Winter glaubt 
Carter sich wohl politisch nicht 
leisten zu können, da ausge­
rechnet im kalten Nordosten, in 
New Hampshire, im nächsten 
Winter die Vorwahlen der De­
mokratischen Partei stattfinden.

Auch wenn man den innenpo­
litischen Überlegungen Carters 
ein gewisses Maß an Verständ­
nis entgegenzubringen vermag, 
ist schwer einzusehen, warum 
ausgerechnet zu diesem Zeit­
punkt der labilen Ölmärkte eine 
Maßnahme, die übrigens schon 
seit längerem für andere Ölein­
fuhren gilt, auf knappes Heizöl 
und Diesel ausgedehnt werden 
mußte. Wenn die US-Raffinerien 
aufgrund der vorgeschriebenen 
Höchstpreise nicht genügend 
Destillate produzieren, läßt sich 
das Problem dadurch auf Dauer 
sowieso nicht lösen. Und kurz­
fristig ist es alles andere als si­
cher, ob die gewollte Umlen­
kung von kanadischen und 
westindischen Destillaten vom 
Rotterdamer Spotmarkt in die 
USA gelingen wird. Der ohnehin 
für jeden Druck anfällige Markt 
in Rotterdam reagierte sofort 
mit einem Aufschlag auf den 
Heizölpreis und bezog damit die 
US-Subvention in seine Kalku­
lation ein.

Dabei ist das Fatale an dieser 
Politik wohl weniger in der di­
rekten Verschärfung der Preis­
entwicklung auf dem Rotterda­
mer Markt zu sehen als in den 
indirekten politischen Auswir­
kungen, die angemessene inter­
nationale energiepolitische Maß­
nahmen erschweren können.

Es ist noch gar nicht so lange 
her, daß aufatmend registriert 
wurde, daß es gelungen schien, 
die USA in die internationale 
energiepolitische Zusammenar­
beit im Rahmen der Internatio­
nalen Energieagentur (IEA) ein­
zubinden, und damit die Hoff­
nung verknüpft wurde, die USA 
würden die internationalen Aus­

wirkungen ihrer Energiepolitik 
zumindest stärker als bisher be­
rücksichtigen.

Die Hoffnung trog anschei­
nend, da die USA auf der kurz zu­
vor stattgefundenen Tagung der 
IEA von ihren Absichten offiziell 
nichts haben verlauten lassen. 
Ein derartiger Schlag gegen alle 
Bemühungen um eine interna­
tionale Koordinierung der Ener­
giepolitik kann nicht allein mit 
amerikanischer Hemdsärmelig­
keit abgetan werden. Denn sol­
che Alleingänge verstärken nicht 
nur die Probleme zwischen den 
westlichen Industrieländern. 
Auch weitere Spannungen zwi­
schen Nord und Süd können 
nicht ausbleiben, wenn starke 
Industrieländer aus kurzfristigen 
Überlegungen heraus die ö l­
preise in die Höhe drücken und 
den Entwicklungsländern da­
durch zusätzliche Probleme auf­
halsen.

Hinzu kommt, daß die Preis­
steigerungen auf dem Rotter­
damer Markt und die dadurch 
von den beteiligten Gesellschaf­
ten erzielten Knappheitsrenten 
international und national er­
neut die Befürworter von Regu­
lierungen, Preiskontrollen und 
Verstaatlichungen auf den Plan 
gerufen haben, als ob dadurch 
ein Tropfen ö l mehr auf den 
Markt käme. Bei aller Unvoll­
kommenheit bieten — wie die 
Erfahrung zeigt — marktw irt­
schaftliche Regelungen immer 
noch die beste Gewähr für die 
notwendigen Anpassungspro­
zesse und für die Minimierung 
unumgänglicher Friktionen. Je 
größer jedoch die politisch (und 
auch durch ökonomische 
Knappheiten) bedingten Preis­
steigerungen sind, desto stärker 
dürfte die Abneigung wachsen, 
marktwirtschaftliche Regelungen 
beizubehalten, geschweige denn 
überhaupt — z. B. in den USA — 
einzuführen und die Anpas­
sungslasten durch nationale und 
internationale Transfers zwi­
schen Bevölkerungsgruppen 
und Ländern gerechter zu ver­
teilen. Die Hoffnung auf warme 
Wohnungen in New Hampshire 
kann uns alle noch recht teuer 
zu stehen kommen.
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